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Adolf Kell

Bildung zwischen Staat und Markt

Vorbemerkung

Die zentralen Begriffe des Themas legen für mich drei Zugänge nahe: einen

erziehungswissenschaftlichen Zugang (Bildung), einen politikwissenschaftli¬
chen bzw. sozialwissenschaftlichen (Staat - Politik) und einen wirtschaftswissen¬

schaftlichen (Markt - Ökonomie). Da die Bedeutung des Themas aber in den

Beziehungen zwischen den drei zentralen Begriffen liegt (Bildung zwischen

Staat und Markt bzw. Pädagogik zwischen Politik und Ökonomie), ist eine

interdisziplinäre Bearbeitung gefordert. Weil das schwierig und risikoreich ist,

beschränke ich mich auf einige berufs- und wirtschaftspädagogische und bil¬

dungsökonomische Überlegungen zum Kongreßthema.
Meine Überlegungen zur Diskussion über „Bildung zwischen Staat und

Markt" setzen bei der ökologischen Prämisse an, daß die Entwicklung von

Menschen sich in Wechselbeziehungen zwischen der Person und ihrer Umwelt

vollzieht - lebenslang - und daß personale Entwicklungsprozesse daraufhin zu

analysieren und zu bewerten sind, ob und inwieweit sie mit Bezug auf die

pädagogische Zielkategorie „Bildung" als Bildungsprozesse interpretiert wer¬

den können.

Da die Umwelt als Einflußfaktor in bezug auf personale Entwicklungspro¬

zesse sich ebenfalls permanent verändert, vor allem durch die Arbeit des Men¬

schen, sind die Entwicklungsprozesse in der natürlichen und sozialen Umwelt,

in Staat, Gesellschaft, Wirtschaft usw. ebenfalls mit Bezug auf die Zielkategorie

Bildung daraufhin zu analysieren und zu bewerten, ob und inwieweit sie perso¬

nale Entwicklungsprozesse fördern oder hindern. Aus dieser erziehungswissen¬
schaftlichen Sicht ist zu untersuchen, wie Umweltstrukturen und deren Verän¬

derungen auf personale Entwicklungsprozesse wirken.

Das Kongreßthema signalisiert, daß der personale Erwerb von Bildung und

die Vermittlung von Bildung durch pädagogisches Handeln in Wechselbezie¬

hungen stehen zum politischen Handeln des Staates und zum ökonomischen

Handeln aller am Markt beteiligten Bürger und Institutionen und somit das

Pädagogische abhängig ist vom Politischen und vom Ökonomischen. Gravie¬

rende Veränderungen in den Beziehungen zwischen Pädagogik, Politik und
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Ökonomie nötigen auch die Erziehungswissenschaft, neu zu fragen, wie sie

diese Veränderungen wahrnimmt, analysiert und bewertet und welche Konse¬

quenzen sie daraus für ihre theoretischen und praktischen Arbeiten zieht.

Mein Vortrag ist in vier Teile gegliedert: Zunächst weise ich an zwei Beispie¬
len auf Entwicklungen in Politik und Ökonomie hin, die mir als Erziehungswis¬
senschaftler Sorgen machen, weil ich sie auch als pädagogisch relevante Krisen

deute (Kapitel 1). Dann will ich wichtige Beziehungen zwischen Pädagogik,
Politik und Ökonomie in ihren Entwicklungen verfolgen (Kapitel 2). In einer

Zwischenbilanz erläutere ich, wie ich als Erziehungswissenschaftler die außer¬

pädagogischen Begriffe Staat und Markt für die Themenbearbeitung verwende
(Kapitel 3), und zum Schluß wende ich das Kongreßthema reflexiv auf uns:

Erziehungswissenschaft zwischen Staat und Markt (Kapitel 4).

Für meine Überlegungen sind vier Hinsichten wichtig:

1) In Politik und Ökonomie gibt es Krisen, die auf den und im Bildungsbereich
wirken, deren Umfang und Bedeutung von Erziehungswissenschaftlern aber

noch nicht hinreichend wahrgenommen und in ihren Einflüssen auf persona¬
le Bildungsprozesse noch nicht angemessen bewertet werden.

2) Krisen sind nur zu bewältigen, wenn sie kognitiv erkannt und emotional

akzeptiert werden.

3) Wegen der engen Beziehungen zwischen Pädagogik, Politik und Ökonomie
können pädagogische Probleme nicht pädagogisch autonom bewältigt wer¬

den, sondern nur in politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen, auf

deren Optimierung allerdings auch von Seiten der Erziehungswissenschaft
einzuwirken versucht werden sollte.

4) Dazu ist die Erziehungswissenschaft aber nur in der Lage, wenn sie außerpäd¬
agogisch verursachte Krisenerscheinungen in politischen und ökonomischen

Kategorien so reformulieren kann, daß Politiker und Ökonomen sie als

Kritik aufnehmen und verarbeiten können.

1. Bildung zwischen politischer und ökonomischer Krise

1.1 Vertrauenskrise als Segment der politischen Krise

Der Bundespräsident hat in einer Ansprache bei der Jahrestagung der Evange¬
lischen Akademie in Tutzing am 17. Januar diesen Jahres einleitend festgestellt:
„Es ist die Unübersichtlichkeit, die alle Bereiche des gesellschaftlichen, politi¬
schen und wissenschaftlichen Lebens zu überdecken scheint"; und er hat als

Reaktion darauf eine Stärkung der Familie und eine Änderung der Bildungspo¬
litik gefordert (vgl. Herzog 1996, S. 160). Wenn ich aus pädagogischer Sicht diese
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Aussage auf Personen beziehe, dann bedeutet Unübersichtlichkeit bezogen auf

die Umwelt für eine Person z.B. Orientierungslosigkeit, Unsicherheit, Hand¬

lungsunfähigkeit. Das sind Zustandsbeschreibungen, die zur pädagogischen

Norm „Bildung" in Opposition stehen, wenn wir diese z.B. global umschreiben

mit Ich-Identität, Autonomie, Authentizität, Selbstbestimmung. Von der Un¬

übersichtlichkeit sind grundsätzlich alle Bürger betroffen, so auch Politiker,

Ökonomen und wir. Wenn gleichwohl bei vielen der Genannten im äußeren

Erscheinungsbild und in den Reden keine oder nur eine geringe Unsicherheit

zum Ausdruck gebracht wird, dann kann es sich um eine „inkompetente Sicher¬

heit" handeln, die aufgrund beruflicher Spezialisierungen, individueller Wahr¬

nehmungsverengungen, Verdrängungen etc. gewonnen ist und die durch eine

vorschnelle Komplexitätsreduktion die Bewältigung von Unübersichtlichkeit

eher hindert als fördert.

Aus der Einsicht, daß für jeden „kompetente Sicherheit" in einem oder in

wenigen Bereichen gepaart ist mit Unsicherheiten in vielen anderen Bereichen,

kann eine neue Bescheidenheit und eine neue Toleranz entwickelt werden

gegenüber anderen und sich selbst. Solange im gesellschaftlichen, politischen

und wissenschaftlichen Leben bei Personen Sicherheit dominiert oder zur

Schau gestellt wird, werden pädagogisch falsche Vorbilder gegeben, weil sie

Krisen verdecken und dadurch eine Krisenbewältigung eher hindern als för¬

dern.

Als Beispiel für die politische Krise nenne ich die Staats- bzw. Parteienver¬

drossenheit der Bürger, insbesondere der Jugend, und frage nach den Folgen für

die Bildung, insbesondere für die politische Bildung. Diese Verdrossenheit, die

nicht als allgemeine Politikverdrossenheit mißdeutet werden darf, ist durch

zahlreiche Umfragen gut belegt und von einigen Politikern als „Krise der

Demokratie" auch erkannt und anerkannt (vgl. Klages 1993). „Während 1977

immerhin noch 57% der Befragten den führenden Politikern vertrauten, waren

es 1992 - nach einer verhältnismäßig stetigen Schrumpfung - noch ganze 27%"

(ebd., S. 9f.), und „die Verurteilung der politischen Führungsschicht (wird) um

so massiver,... je jünger die Befragten sind" (ebd., S. 8).
Die politischen Erklärungen der Ursachen dieser Verdrossenheit setzen ent¬

weder bei der Bevölkerung an und stellen egoistische Grundeinstellungen,

Anspruchsdenken, falsche Erwartungen an Staat und Politik fest (vgl. Ober-

reuther 1987), oder sie setzen bei den Politikern an und unterziehen diese einer

Dekadenz- und Korruptionskritik (vgl. Scheuch/Scheuch 1992). Für Pädago¬

gen greifen beide Erklärungsansätze zu kurz, weil sie die Wechselbeziehungen

zwischen beiden nicht berücksichtigen. Wie sollen Pädagogen, die einerseits

Repräsentanten der Gesellschaft gegenüber der nachwachsenden Generation

sind, die andererseits die Interessen von Kindern und Jugendlichen an Mündig¬

keit gegenüber der Gesellschaft vertreten müssen, z.B. zur politischen Bildung

beitragen, wenn politische Institutionen, politische Verfahren und die Politiker
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als Personen den theoretischen Erklärungsmodellen, politischen Postulaten

und politischen Leitbildern kaum entsprechen? Welche Wirkungen gehen von

„politischen Leitbildern" auf die nachwachsende Generation aus, wenn z.B. die

Abgeordneten in den Parlamenten als politische Elite ihre Diäten nach einem

Stufenplan in den nächsten Jahren steigen lassen (vgl. Gesetz zur Neuregelung
der Rechtsstellung der Abgeordneten vom 15.12.1995; BGBl IS. 1718), während
die gleiche Elite Stufenpläne für die Mehrheit der Bürger verabschiedet, die

deren Einkommen verringern? Die davon Betroffenen nehmen auch wahr, daß
fast alle, die über den „Umbau des Sozialstaates" beschließen, debattieren, ihn

kommentieren usw., aufgrund ihrer Berufs- und Einkommenssituation nicht

oder nur marginal direkt von dem betroffen sind, von dem sie reden.

Die durch solche Beispiele mitverursachte Vertrauenskrise ist politisch und

pädagogisch brisant, weil sie eine politisch wichtige Funktion der pädagogi¬
schen Arbeit im Bildungssystem behindert, nämlich Massenloyalität zum demo¬

kratischen Staat zu schaffen, und weil dadurch wiederum die politische Gestal¬

tung des Gemeinwesens durch den Staat beeinträchtigt wird.

1.2 Verteilungskrise als Segment der ökonomischen Krise

Die politische Vertrauenskrise hat ökonomische Implikationen, weil sich z.B. für

die politischen Versprechungen der Parteien bzw. für die Erwartungen der

Bürger an den Staat die ökonomischen Voraussetzungen verschlechtert haben.

Das Sozialstaatsgebot nach Art. 20 Abs. 1 GG verspricht dem Bürger eine

Gesellschaft, in der er sich bilden kann, eine Arbeit findet, eine Wohnung für

seine Familie bezahlen kann und in der er bei Krankheit und im Alter versorgt
wird. Ich könnte für die genannten Bereiche Bildung, Arbeit, Wohnen, Gesund¬
heit und Alter Daten anführen, die belegen, wie groß inzwischen die Differen¬

zen zwischen Versprechungen bzw. Erwartungen einerseits und der Wirklichkeit
andererseits geworden sind. Dabei sind es nicht die Durchschnittswerte, in

denen die ökonomische Krise zum Ausdruck kommt. Im Durchschnitt geht es

uns in allen Bereichen gut. Es sind ungerechte Verteilungen, die die Verteilungs¬
krise als Segment der ökonomischen Krise verursachen; und diese ist zugleich
eine politische Krise.

Zur politischen Relevanz des Verteilungsproblems hat Roman Herzog als

damaliger Präsident des Bundesverfassungsgerichts eine wichtige Einsicht mit¬

geteilt: „Eine Allgemeinheit, die ärmer werde, verliere an Freiheit, und Freiheit
sei ein viel zu hohes Gut, als daß sie von der Geldseite her ausgehebelt werden
dürfe" (Herzog 1993, S. 28). An diese Einsicht anschließend frage ich, wie die

Freiheiten - und damit verbunden - wie die personalen Entwicklungsmöglich¬
keiten zur Zeit verteilt sind und wessen Freiheit besonders bedroht ist.
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In der Bundesrepublik liegen die Einkommen monatlich zwischen 1.100-

DM für Sozialhilfeempfänger (vgl. Deutsche Bundesbank 1996, S. 65) und

250.000 DM Spitzengehalt eines Vorstandsmitgliedes. Die meisten von uns sind

in dieser Spanne noch ganz gut plaziert. Während die Sozialhilfeeinkommen

real stagnieren oder sinken, weisen die Spitzengehälter Zuwachsraten bis zu

55% auf (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 15.07.1993, S. 22). 1992 hat das obere

Drittel der privaten Haushalte über 58% der gesamten Haushaltseinkommen

verfügt (Huster 1996, S. 93; auf die hiermit verbundenen Zusammenhänge zur

Steuergerechtigkeit und Steuerehrlichkeit will ich nur hinweisen).
Die Einkommensverteilung ist von zwei Entwicklungen wesentlich beein¬

flußt, von der Vermögensverteilung und von der Entwicklung der Arbeitsein¬

kommen bzw. von der Arbeitslosigkeit. Bei der Vermögensverteilung nähert

sich die Bundesrepublik denen von Entwicklungsländern: Die obersten 10%

der Einkommensbezieher verfügen über etwa 50% des gesamten Vermögens,

die untere Hälfte dagegen über ganze 2,4% (vgl. Huster 1996, S. 95;Fernandes

1994,S.60f.).
Der Höchststand der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik seit Jahresbe¬

ginn 1996 muß auch im Kontext europäischer Entwicklungen gesehen werden.

Während die Wirtschaftspolitik z.B. bei der Einführung des europäischen Bin¬

nenmarktes und bei der Verabschiedung des Maastrichter Vertrages - also bei

der Vergrößerung des Marktes - Erwartungen auf Beschäftigung und Einkom¬

menszuwächse und auf soziale Sicherung im Sinne des Sozialstaatsgebotes bei

den Bürgern erzeugt oder verstärkt hat, weist die Entwicklung der Arbeitslosig¬

keit in die entgegengesetzte Richtung: 1980 gab es in der EU 8,1 Mio. Arbeits¬

lose; 1996 sind es über 23 Mio. Die durchschnittliche Arbeitslosenquote liegt bei

12%; die Arbeitslosenquote in der Bundesrepublik liegt nur knapp darunter

(unter Berücksichtigung „verdeckter Arbeitslosigkeit" mit 13,7% knapp dar¬

über: vgl. Globus 1996. Mit dem Wirtschaftswachstum in der EU ist auch die

Arbeitslosigkeit gestiegen. Das Wirtschaftswachstum in Deutschland hat sich

seit Mitte der 70er Jahre -

gemessen am Sozialprodukt - etwa proportional
entwickelt. Diese Entwicklung war mit einem überproportionalen Anstieg der

Staatsverschuldung verbunden (vgl. Afheldt 1994, S. 32f.). Trotz dieser Ver¬

schuldung zu Lasten der nachwachsenden Generation haben wir es nicht ge¬

schafft, für diese Ausbildungs- und Beschäftigungsstabilität zu sichern.)

Diese von marktorientiertem ökonomischen Handeln verursachte Vertei¬

lungsentwicklung schränkt die Freiheiten und Entwicklungsmöglichkeiten des

unteren Drittels der Einkommensbezieher erheblich ein. Sie verschärft die

politische Vertrauenskrise zumindest in diesem Teil der Bevölkerung. Arbeits¬

losigkeit als ökonomische Krise wirkt auf die personale Entwicklung aber nicht

nur durch niedrige Einkommen. Die durch Arbeitslosigkeit verursachten päd¬

agogisch relevanten Probleme will ich nur mit drei Fragen andeuten:
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1) Wie können und sollen Jugendliche und Erwachsene in der Berufsbildung
auf Arbeitslosigkeit vorbereitet werden?

2) Wie entwickeln sich Personen ohne Berufsbildung und ohne berufliche Ar¬
beit?

3) Welche ökonomische Bildung soll im Rahmen allgemeiner, beruflicher und

politischer Bildung vermittelt werden, die auch über Arbeitslosigkeit und

Armut aufklärt; wie soll und kann diese ökonomische Bildung zur „Massen¬
loyalität" beitragen?

Nach diesen Schlaglichtern auf die Vertrauenskrise in der Politik und auf die

Verteilungskrise in der Ökonomie sowie auf einige Folgen für die Bildung,
insbesondere für die politische, die berufliche und ökonomische Bildung, will
ich einige Beziehungen zwischen Pädagogik, Politik und Ökonomie in ihren

Entwicklungen verfolgen.

2. Zu den Beziehungen zwischen Pädagogik, Politik und Ökonomie

Mit den Begriffen Pädagogik, Politik und Ökonomie sind jeweils spezifische
Zielvorstellungen und Prinzipien des Denkens und Handelns verbunden, die in

Beziehungen zueinander stehen: Pädagogische Ziele wie Bildung und Teilhabe
an der Kultur, politische Ziele wie demokratische Mitbestimmung und Macht¬

ausübung und ökonomische Ziele wie Wirtschaftswachstum, Rentabilität und

Liquidität können zwar als Dimensionen einer übergreifenden Zielvorstellung
von „Fortschritt" subsumiert werden. Aber deren Konkretisierungen als päd¬
agogischer, politischer und ökonomischer Fortschritt lassen die Spannungen in
den Zielvorstellungen erkennen.

2.1 Pädagogik und Politik

Für das Verhältnis von Pädagogik und Politik ist die anthropologische Entwick¬

lungstatsache der Erziehungsbedürftigkeit und Erziehungsfähigkeit des Men¬
schen von Bedeutung, die von jeder Gesellschaft Handlungen gegenüber der

nachwachsenden Generation fordern, die wir als Erziehung definieren. Erzie¬

hung ist, so eine Formulierung von Bernfeld, „die Summe der Reaktionen
einer Gesellschaft auf die Entwicklungstatsache" (Bernfeld 1925/1967, S. 51).
Wie die jeweilige Gesellschaft auch immer die Erziehung in ihr gestaltet: Sie
steht in der Janusköpfigkeit des Menschen, daß er Individuum und soziales
Wesen ist, und sie findet statt in der Beziehung zwischen den Erwachsenen und
der nachwachsenden Generation.
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Die bewußte politische Gestaltung der Erziehung hat ihren Ursprung in der

„Verschulung von Erziehungsprozessen" - darauf gehe ich im nächsten Ab¬

schnitt ein. Unterricht als organisiertes Lernen in der Schule ist eine spezifische

Reaktion der Gesellschaft auf die Entwicklungstatsache, die der politischen

Gestaltung im weitesten Sinne bedarf. Nachdem im Absolutismus die vormo¬

derne Trennung von (Zivil-)„Gesellschaft" (Societas civilis) und „Staat" als

politischem Gemeinwesen (Civitas; Res publica) aufgehoben und die öffentli¬

che Gewalt in der Hand des Landesherrn monopolisiert wurde, sind Schulen

und Universitäten „Veranstaltungen des Staates" (§ 1 II12 ALR). Seit dieser

Zeit wird die schulisch organisierte Erziehung politisch geregelt.

Die politischen Ziele des absolutistischen Staates für den Unterricht waren:

1) die Elementarerziehung und Sozialdisziplinierung der unteren Sozialschich¬

ten für die ländliche Arbeit in der Gutsherrschaft, für die ungelernte Arbeit

in Manufaktur und Industrie, für die Heimarbeit im Verlagssystem sowie für

den Militärdienst;

2) die Ertüchtigung der Stadtbürger für Gewerbe und Handel im Rahmen der

merkantilistischen Wirtschaft des Staates;

3) die fachliche Qualifizierung der Bediensteten des modernen Staates (vgl.

Lundgreen1980,S.29).

Die Verfolgung dieser Ziele durch die staatliche Schule stößt aber in der

Moderne auf Gegenpositionen im Pädagogischen, die die Beziehungen zwi¬

schen Politik und Pädagogik verändern. Denn im Verhältnis von Politik und

Pädagogik beginnt mit der Konstituierung einer pädagogischen Theorie die

Kritik der Pädagogik an der Gesellschaft und damit auch an der Schulpolitik

des Staates. Bildung als pädagogische Zielkategorie beeinflußt die staatliche

Schulpolitik.
In demokratischen Staaten sind die gesellschaftlichen Reaktionen auf die

Entwicklungstatsache durch die Verfassungen normiert, die die Beziehungen

der Bürger untereinander und zum Staat sowie die zwischen Gesellschaft und

Staat regeln. Für die Bundesrepublik Deutschland sind die für Erziehung und

Bildung besonders relevanten Grundrechte der Bürger im Grundgesetz (GG)

verankert (insbesondere die Menschenwürde (Art. 1), die freie Entfaltung der

Persönlichkeit (Art. 2), das Elternrecht (Art. 6), die Aufsicht des Staates über

das gesamte Schulwesen (Art. 7) und die freie Wahl des Berufes, des Arbeits¬

platzes und der Ausbildungsstätte (Art. 12); für das Verhältnis von Pädagogik

und Politik sind darüber hinaus die Verfassungsnormen in bezug auf den demo¬

kratischen und sozialen Bundesstaat (Art. 20), in bezug auf die kommunale

Selbstverwaltung (Art. 28) und in bezug auf die Aufteilung der staatlichen

Befugnisse zwischen Bund und Ländern (Art. 30 und 70ff.) wichtig). Aus diesen
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Verfassungsnormen kann zwar keine bestimmte Struktur des Erziehungs- und

Bildungssystems und keine darauf zielende staatliche Bildungspolitik „abgelei¬
tet" werden. „Dennoch sind sie für die Bildungspolitik der verpflichtende
Ausgangspunkt" (Deutscher bildungsrat 1970, S. 25) - und sie normieren

grundsätzlich pädagogisches Handeln. In den weiten Bestimmungsgrenzen der

Verfassung wird die aktuelle Bildungspolitik des Staates beeinflußt von den

politischen Zielen der Regierungsparteien und von deren Interpretationen
gesellschaftlicher Rahmenbedingungen zur Erreichung der Ziele sowie von den

Zielen, Interpretationen und Forderungen gesellschaftlicher Gruppen und In¬
stitutionen (vgl. 3.1).

In diesen politischen Prozessen führt die Unübersichtlichkeit in der gesell¬
schaftlichen Entwicklung auch zur Unsicherheit in der Bildungspolitik bei der

Gestaltung der Rahmenbedingungen für personale Entwicklungsprozesse und
für pädagogisches Handeln. Die Bildungspolitik des Staates verliert an Steue¬

rungsfähigkeit.
Hinzu kommt, daß die ökonomische Krise zum Bedeutungsverlust der Bil¬

dungspolitik als Politikbereich führt. Die politischen Debatten über den „Wirt¬
schaftsstandort Deutschland" verdrängen die mindestens genauso wichtigen
Fragen nach dem „politischen Standort Deutschland" und nach dem „Bildungs¬
standort Deutschland" - wohin entwickelt sich das „Volk der Dichter und
Denker"? Die Priorisierung des Ökonomischen vor dem Politischen und Päd¬

agogischen scheint zur Zeit die einzige gemeinsame Reaktion aller in Bund und
Ländern regierenden Parteien auf die Krisen zu sein, und ein Rückzug des
Staates aus der Bildungspolitik durch „Deregulierungen" scheint ihr gemeinsa¬
mer Nenner für das politische Handeln. Mit diesen Tendenzen in der Politik und
ihren Wirkungen sollte sich die Erziehungswissenschaft auseinandersetzen.

2.2 Pädagogik und Ökonomie

Für das Verhältnis von Pädagogik und Ökonomie ist die menschliche Arbeit von
besonderer Bedeutung. Für die Entwicklung des Menschen zum höheren Lebe¬
wesen waren die allmählich gewonnenen Fähigkeiten, die unorganische Natur
zu bearbeiten, konstitutiv. Arbeiten als „das praktische Erzeugen einer gegen¬
ständlichen Welt" war und „ist die Bewährung des Menschen als eines bewußten

Gattungswesens" (Marx 1968, S. 61f.; Hervorhebungen im Original). Die Karg¬
heit der Natur macht das Überleben des Menschen und die Befriedigung seiner
Bedürfnisse abhängig von seiner Fähigkeit und Bereitschaft zu arbeiten. Des¬
halb muß für die Erhaltung und Weiterentwicklung der Menschheit die jeweili¬
ge Gesellschaft die nachwachsende Generation zur Arbeitsfähigkeit und Ar¬
beitsbereitschaft erziehen. Ob sie noch die ganze nachwachsende Generation
erziehen muß, das wäre hier die anschließende Frage.
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Seit der Entstehung von Berufen und mit zunehmender Arbeitsteilung ist die

Erziehung der nachwachsenden Generation durch Sozialisation und durch

Lernen nach dem Imitatio-Prinzip problematisch geworden. Die Folge arbeit¬

steiligen Wirtschaftens ist die Notwendigkeit der Synthese und Integration des

Geteilten. Dafür sind aber neue menschliche Fähigkeiten erforderlich, die im

Speziellen nicht zu erwerben sind. Durch Herauslösen von Erziehungsprozes¬

sen aus den Lebens- und Arbeitszusammenhängen und deren „Verschulung"

reagiert die Gesellschaft in der Erziehung auf Veränderungen in der Organisa¬

tion der Arbeit. Arbeiten und Lernen werden getrennt.

Durch diese Trennung sind die Beziehungen zwischen Ökonomie und Päd¬

agogik grundlegend bestimmt, weil einerseits die Kosten für das Lernen durch

die Ergebnisse der Arbeit finanziert werden müssen und weil andererseits die

Anforderungen der Arbeit durch das Ergebnis des Lernens erfüllt werden

müssen. Das ist eine weitere Dimension der Janusköpfigkeit des Menschen, die

in unserem Kongreßplakat zum Ausdruck gebracht werden soll.

Die Trennung von Arbeiten und Lernen vollzieht sich zunächst dadurch, daß

der speziellen Berufserziehung eine allgemeine Elementarerziehung vor-, zu-

oder nachgeordnet wird. Aber diese allgemeine Erziehung bleibt in der vormo¬

dernen ständischen Gesellschaft stark berufsständisch bezogen. Erst durch die

Aufklärung entstehen die spezifischen Spannungen zwischen gesellschaftlicher

Brauchbarkeitund allgemeiner Menschenbildung,zwischen ökonomischen und

pädagogischen Zielen.

Mit der Arbeit für einen fremden Bedarf als Folge der Arbeitsteilungwurden

Elemente von Verträgen zur Regelung neuer Tauschbeziehungen entwickelt

und die Verteilung des Erarbeiteten nicht mehr dem Zufall überlassen oder den

auf Liebe begründeten Beziehungen oder dem guten Willen der Beteiligten,

sondern sie wurden aufgrund der Machtverhältnisse im Feudalismus geregelt.

Die Einsichten und Ziele der Aufklärung waren gegen diese politischen Rege¬

lungen des Ökonomischen und Sozialen im Feudalismus und im Merkantilis¬

mus gerichtet. Die Anwendung liberaler Ideen auf die ökonomischen und

politischen Verhältnisse als praktischer Teil der Aufklärung führten zum Über¬

gang in kapitalistische Wirtschaftsformen. Damit waren für den Menschen

Befreiungen und neue Abhängigkeiten verbunden. Der liberale Grundsatz von

der Gleichheit aller Bürger konkretisierte sich in der Ökonomie im Tausch des

Erarbeiteten über Märkte nach dem Äquivalenzprinzip, durch das die „einzel¬

nen Akte des Gebens und Nehmens direkt miteinander verglichen, bewertet

und gegeneinander aufgewogen werden" (Beck/Brater/Daheim 1980, S. 28).

Dieses liberale Prinzip des Äquivalententauschs ermöglicht Gerechtigkeit und

Ausbeutungsfreiheit, sichert aber beides nicht. Denn die Trennung von Produk¬

tion und Konsumtion und deren Verbindung über Tauschprozesse auf Märkten

hat mindestens fünf für die Entwicklung des Menschen wichtige Folgen.
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1) Zum einen werden die Arbeitsergebnisse einer Person - die Ware - von zwei

verschiedenen Positionen aus bewertet. Für den Konsumenten - den Käufer

- ist sie nützliches Ding, Mittel zur Bedürfnisbefriedigung: Die Ware hat für

ihn einen Gebrauchswert. Für den Produzenten - den Verkäufer - ist die

Ware Mittel zur Beschaffung von Gegenleistungen: Für ihn hat die Ware

einen Tauschwert. Dieser Doppelcharakter der Ware gilt auch für die mensch¬

liche Arbeitskraft als „Ware". „Mit dieser doppelten Perspektive auf das

Arbeitsprodukt bzw. die Arbeitskraft als ,Ware' sind tiefgreifende und sehr

folgenreiche Veränderungen der sozialen Beziehungen und des ganzen inne¬

ren Zusammenhalts der Gesellschaft verbunden ... . Soziale Beziehungen
werden zu anonymen, entpersönlichten ,Marktbeziehungen'" (ebd., S. 33).

2) Zum zweiten werden neben den konfliktreichen Beziehungen zwischen Käu¬

fer und Verkäufer durch das strukturelle Interesse an Produktivitätssteige¬
rungen und Rentabilität in marktwirtschaftlichen Systemen die Sozialbezie¬

hungen zwischen den Produzenten, Arbeitskraftanbietern und Konsumenten

durch die Konkurrenz unter grundsätzlich Gleichen verändert. Nach dem

Prinzip des maximalen Eigennutzes muß jeder Produzent und Arbeits¬

kraftanbieter sein ökonomisches Handeln deshalb auch oder sogar vorrangig
darauf richten, seine eigene Marktstellung zu halten, Konkurrenten zu ver¬

drängen und möglichst eine Monopolstellung zu erreichen. Diese Konkur¬

renz unter Gleichen ist also ständig durch sich selbst bedroht, weil durch die

Ungleichheit am Markt Eigennutz maximiert werden kann. Deshalb wirkt

„Konkurrenz als Katalysator einer generellen Ökonomisierung der Produk¬

tion und ihrer Unterordnung unter die Maximen Produktivitätssteigerung
und Rentabilität" (ebd., S. 34).

3) Zum dritten ergibt sich aus der beruflichen Organisation der Arbeit und

durch den Beruf als Warenform der Arbeitskraft die Notwendigkeit der

Differenzierung und Hierarchisierung in Unternehmungen und anderen ge¬
sellschaftlichen Institutionen, die die Sozialstruktur der Gesellschaft und die

Struktur der Berufsbildung präformiert. Die vollständige Konkurrenz unter

Gleichen am Arbeitsmarkt ist die der Laien, der Ungelernten. Um ein mög¬
lichst hohes Arbeitseinkommen zu erzielen und damit die eigenen Versor¬

gungschancen zu wahren, muß vom Arbeitskraftanbieter tendenziell eine

Monopolstellung angestrebt werden. Die dafür notwendige Spezialisierung
und die damit verbundene Entsolidarisierung wirken auf die Sozialbezie¬

hungen.

4) Zum vierten muß in einer beruflich organisierten Gesellschaft, in der die

ökonomische und soziale Position von Menschen durch deren berufliche

Arbeit entscheidend bestimmt wird, die Berufsbildung auf Veränderungen in

der gesellschaftlichen Organisation der Arbeit reagieren. Die Qualifizierung
der menschlichen Arbeitskraft für deren ökonomische Nutzung im Produk¬

tionsprozeß ist eine Aufgabe der Berufsbildung. Diese beeinflußt aber alle

40



vorgelagerten Bereiche des Bildungssystems. Dadurch bleibt die Ökonomi¬

sierung der Berufsbildung nicht auf diesen Teil des Bildungssystemsbegrenzt.

5) Fünftens zeigt Arbeitslosigkeit als ökonomische Krise, daß die berufliche

Arbeit so verteilt werden kann, daß nicht alle Bürger arbeiten müssen,

können oder dürfen. Daraus ergeben sich mindestens drei pädagogisch rele¬

vante Probleme:

a) Berufsbildung ist in bezug auf Arbeitslosigkeit ökonomisch eine Fehlinve¬

stition. Die bildungspolitische Forderung nach einer „Berufsausbildung für

alle" steht deshalb bei Arbeitslosigkeit ökonomisch auf tönernen Füßen.

Der Markt wird diesen Zustand nicht herstellen.

b) Wenn die Berufsbildung ökonomisch funktional auf die Anforderungen

des Beschäftigungssystems orientiert wird, bleiben Bürgern personale Ent¬

wicklungsmöglichkeiten durch berufliche Bildung und berufliche Arbeit

vorenthalten - es sei denn, man vertritt die Harmoniethese, daß die Bega¬

bungsstruktur eines Volkes der Anforderungsstruktur der Gesellschaft

entspricht, in der es lebt.

c) Wenn aus ökonomischen Gründen sich nicht mehr alle Bürger entspre¬

chend ihren Begabungen und Fähigkeiten auch durch berufliche Arbeit

entwickeln können, ist auch nicht mehr gesichert, daß die in der Geschichte

erworbenen Fähigkeiten der Menschheit als Gattung über personale An¬

eignungen so tradiert und weiterentwickelt werden, daß ein Überleben

möglich ist.

3. Staat und Markt aus erziehungswissenschaftlicher Sicht

Nach dem Rückblick auf Beziehungen zwischen Pädagogik, Politik und Ökono¬

mie erläutere ich, wie ich den politikwissenschaftlichen Begriff Staat und den

wirtschaftswissenschaftlichen Begriff Markt verwende für die erziehungswis¬

senschaftliche Erörterung des Kongreßthemas.

3.1 Staat und Bildung

Die Staatstheorien und Staatsbegriffe haben sich mit dem gesellschaftlichen

Wandel verändert, insbesondere beeinflußt durch die jeweilige Staatstätigkeit.

Juristische, ökonomische und politische Staatslehren akzentuieren je spezifische

Zwecke und Funktionen der Staatstätigkeit. Damit verbunden sind unter¬

schiedliche Interpretationen der Beziehungen zwischen Staat, Gesellschaft und

Bürger. Die Erziehungswissenschaft kann aus dieser Vielfalt begründete Aus¬

wahlen zur Bearbeitung erziehungswissenschaftlicher Probleme vornehmen.

Um das bildungspolitische Handeln des Staates erklären zu können, verwende
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ich die folgenden theoretischen Überlegungen von Habermas und Offe (vgl.
Habermas 1973; Offe 1972 und 1975).
Das bildungspolitische Handeln des Staates wird vor allem von Entwicklun¬

gen in und zwischen zwei gesellschaftlichen Subsystemen beeinflußt, vom sozio-

kulturellen System und vom ökonomischen System. Zum soziokulturellen Sy¬
stem gehören die kulturelle Überlieferung (kulturelle Wertesysteme), soziale

Bewegungen, Bildungs-, Erziehungs-, Sozialisations- und Professionalisierungs-

prozesse, die den kulturellen Überlieferungen ihre normative Kraft geben (vgl.
Habermas 1973, S. 15) - also auch das Bildungssystem. Zum ökonomischen

System gehören alle Institutionen und Prozesse der ökonomischen Produktion

im weitesten Sinne und der Verteilung der Produkte und Einkommen nach

ökonomischen Leistungskriterien vorwiegend durch den Markt. Das politisch¬
administrative System - der Staat - steht mit diesen beiden Systemen in engen

Beziehungen. Der Staat wirkt steuernd auf das soziokulturelle System, z.B.

durch Gesetze, sozialstaatliche Leistungen, und er erwartet als Gegenleistung

Massenloyalität; er steuert das ökonomische System z.B. durch Gesetze, wirt¬

schaftspolitische Maßnahmen, Subventionen, und er schöpft dafür fiskalisch die

für seine Ausgaben notwendigen Einnahmen ab. Der Staat nimmt einerseits in

seinen Beziehungen zum soziokulturellen und zum ökonomischen System eine

übergeordnete Stellung ein; andererseits ist er mit seinem vorherrschenden

Bestreben, sich selbst zu erhalten, abhängig sowohl von der Massenloyalität des

Volkes als auch vom ökonomischen Ergebnis der Volkswirtschaft. Aus diesen

Wechselbeziehungen kann z.B. eine „relative Autonomie" des Bildungssystems
sowohl gegenüber dem politisch-administrativen wie gegenüber dem ökonomi¬

schen System erklärt werden.

Für das bildungspolitische Handeln des Staates ergibt sich aus diesen Wech¬

selbeziehungen Unstetigkeit als Prinzip: Jede Veränderung in einem der beiden

Subsysteme oder zwischen beiden nötigt ihn, steuernd einzugreifen, spätestens
wenn er sich in seinem Bestand bedroht fühlt. Das führt zu einem muddling
through in der Spannung von expansiver und restriktiver Bildungspolitik.
Der Staat wäre in seiner Bildungs- und Wirtschaftspolitik von Steuerungslei¬

stungen gegenüber dem soziokulturellen und dem ökonomischen System entla¬

stet, wenn die Beziehungen zwischen diesen beiden gesellschaftlichen Subsyste¬
men direkt durch den Markt als Steuerungssystem so gestaltet würden, daß

daraus für den Staat keine Bestandsprobleme resultierten. Das ist ein Grund für

die vorherrschende Hoffnung regierender Politiker, in der ökonomischen Krise

durch „Deregulierungen" die staatliche Verantwortung für das Bildungssystem
reduzieren zu können, ohne die politische Vertrauenskrise durch den Verlust an

Massenloyalität zu verschärfen.

Statt vieler Beispiele für den politischen Rückzug des Staates und für da¬

durch mitverursachte pädagogische Krisenerscheinungen weise ich nur auf eine

politisch und pädagogisch ambivalente Entwicklung hin, von der das pädagogi-
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sehe Handeln und auch die Erziehungswissenschaft direkt betroffen sind. Ge¬

genwärtig versucht der Staat aus seiner ökonomisch bedingten Finanzkrise eine

bildungspolitische Tugend zu machen: Er gewährt z.B. den von ihm getragenen

Schulen undHochschulenmehrAutonomie.Für viele Pädagogen istAutonomie

ein Zauberwort, mit dem viele reformpädagogische Pläne verbunden sind.

Dabei sollten aber die ökonomischen und politischen Implikationen nicht über¬

sehen werden. Erstens kann die Finanzautonomie ohne Finanzen ins Leere

laufen, und zweitens droht ohne politische Steuerung durch den Staat die

schwierige Balance zwischen den politischen Postulaten Freiheit und Gleichheit

nicht mehr demokratisch nach dem Sozialstaatsprinzip und der daraus folgen¬

den materialen Interpretation bürgerlicher Grundrechte gestaltet zu werden,

sondern diese politischen Postulate werden ökonomisch vom Markt definiert

(vgl. v. Friedeburg 1996) - und das in einer vom Markt verursachten Vertei¬

lungskrise.

3.2 Markt und Bildung

„In der Wirtschaftstheorie ist Markt der gedankliche Ort, an dem durch Kon¬

frontierung von Angebot und Nachfrage Preis und Menge eines zum Verkauf

gelangenden Gutes bestimmt werden" (Bülow 1957, S. 296). Die Markttheorie

- das Modell der reinen Marktwirtschaft - ist im Kontext des Frühliberalismus

entwickelt worden, dessen beherrschende Idee das Postulat individueller Selb¬

ständigkeit und Freiheit bei äußerster Zurückhaltung des Staates war. Sie ist

dem Naturrechtsgedanken der Aufklärung verbunden, der für das Individuum

als vernünftiges Wesen die Freiheit zu selbständigem - nicht nur ökonomischem

- Handeln fordert.

Wie der Markt das ökonomische Handeln steuert, welche Einflüsse auf die

Nachfrage und das Angebot von Gütern und Leistungen oder auf die Preisbil¬

dung wirken, wird in der Markttheorie erklärt. Inwieweit reale Märkte, die im

Vergleich zum Modell des vollkommenen Marktes (mit den Merkmalen (1)

viele Anbieter und Nachfrager; (2) vollständige Informationen und Markttrans¬

parenz; (3) schnelle Reaktionen aller Beteiligten auf Veränderungen) immer

unvollkommen sind, die Postulate individueller Selbständigkeit und Freiheit

tatsächlich realisieren, ist umstritten. Bildungs- und Arbeitsmärkte gehören zu

den Märkten, die vom Modell des vollkommenen Marktes am weitesten ent¬

fernt sind.

Das Grundgesetz, in dem eine „Soziale Marktwirtschaft" verfassungsrecht¬

lich normiert ist, vertraut und mißtraut dem Markt als Steuerungsinstrument

zugleich. Verfassungsinterpreten aus liberalen Denktraditionen, die in der

Spannung von Freiheit und Gleichheit das Freiheitspostulat stärker betonen,

leiten aus der Verfassung als Grundsatz für das politische Handeln des Staates

43



ab: Soviel Markt wie möglich, sowenig Staat wie nötig. Verfassungsinterpreten
aus keynesianischer, marxistischer oder christlich-sozialer Denktradition, die

das Gleichheitspostulat stärker gewichten, formulieren den Handlungsgrund¬
satz umgekehrt.
Wie diese beiden Handlungsorientierungen konkretisiert werden können, ist

zwischen neoklassischen und postkeynesianischen Bildungsökonomen umstrit¬

ten. Die Neoklassiker gehen bei ihrer Forderung nach mehr Markt im Bildungs¬
wesen vom Markt als Idealmodell aus, das sich bisher im Bildungssystem nicht

bewähren konnte, und sie argumentieren mit einigen empirischen Belegen, die

sie aus der Realität staatlicher Steuerung des Bildungssystems gewinnen und die

sie als Staatsversagen interpretieren. Die Gegenargumente sind theoretisch

genauso plausibel. Die kontroverse Debatte leidet, so das Fazit von Timmer¬

mann nach einer gründlichen Analyse, „unter der spärlichen empirischen Evi¬

denz, die nicht ausreicht, um auch nur eines der Pros und Kontras einigermaßen
zu stützen" (Timmermann 1987, S. 135).

Dieser Zustand ist u.a. darauf zurückzuführen, daß die bildungsökonomi¬
schen Fragen, die sich aus den berufs- und wirtschaftspädagogischen Erörterun¬

gen der Beziehungen zwischen Pädagogik und Ökonomie ergeben (vgl. Ab¬

schnitt 2.2), noch weitgehend unbeantwortet sind:

1) Welche Kosten entstehen für Erziehung und Bildung, und wie sollen sie

bewertet werden?

2) Wer verursacht die Kosten, wer soll damit belastet werden, und wie sind sie

zu finanzieren?

3) Welche Erträge entstehen aus den Ergebnissen von Erziehung und Bildung,
und wie sollen diese bewertet werden?

4) Wer ist Nutznießer und Empfänger der Erträge aus Bildung und Erziehung,
und wie sollen diese verteilt werden?

Im Hinblick auf diese Fragenkomplexe herrscht eher Unübersichtlichkeit als

Klarheit. Gleichwohl beeinflussen Partialkenntnisse, Hypothesen und Spekula¬
tionen darüber die bildungspolitischen Forderungen nach „mehr Markt".

Aber die Bildungsökonomie kommt nicht nur wegen kontroverser Positio¬

nen und wegen fehlender Antworten auf diese Fragen zu keinen schlüssigen

Aussagen über Funktionen und Wirkungen von Märkten im Bildungssystem,
sondern auch deshalb nicht, weil Bildung mehr als ein ökonomisches Gut ist -

sei es als Konsumgut oder als Investitionsgut -, sondern auch als soziales Gut -

z.B. als politisch-öffentliches und pädagogisches Gut - betrachtet werden muß.

In der bildungsökonomischen Auseinandersetzung über die (ökonomie)exter-
nen Effekte von Bildung kommt dieser Sachverhalt zum Ausdruck (vgl. Timmer¬

mann 1987, S. 105-107).
Aus den bildungsökonomischen Befunden kann also eine unspezifizierte

Forderung nach mehr Markt im Bildungssystem nicht begründet werden. Die
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Krise des Arbeitsmarktes signalisiert eher, daß der Markt als Steuerungsinstru¬

ment gerade bei solchen Verteilungsproblemen versagt, die für die personale

Entwicklung von großer Bedeutung sind.

3.3 Bildung zwischen Staat und Markt

Damit rückt aus erziehungswissenschaftlicher Sicht die Frage nach den Bezie¬

hungen zwischen Staat undMarkt bei der Gestaltungvon Rahmenbedingungen

für personale Bildungsprozesse und für pädagogisches Handeln in den Mittel¬

punkt. Da es genügend bildungsökonomische Befunde sowohl für „Staatsversa¬

gen" als auch für „Marktversagen" in bezug auf pädagogisch wünschbare Ent¬

wicklungen gibt,können die Lösungen nicht in dichotomisierenden Alternativen

liegen, sondern sollten optimale Kombinationen von Staat und Markt gesucht

werden. „Was fehlt, aber Not tut, ist ein Abwägen des Marktversagens gegen das

Staatsversagen in einer umfassenden Nutzen-Kostenanalyse beider Steuerungs¬

systeme,indie nichtnurdie ökonomischen,sondern
auch dienichtökonomischen

direkten und indirekten privaten und sozialen Costs und Benefits einzugehen

hätten" (Timmermann 1987, S. 137; Hervorhebungen im Original).

Diese generelle Aufgabe kann die Erziehungswissenschaft aber nur je spezi¬

fisch für einzelne pädagogische Praxisfelder bearbeiten. Wie weit sie damit

gekommen ist und wie es weitergeht, wird in den Symposien und Arbeitsgrup¬

pen zu erkennen sein. Da die Selbstthematisierung „Erziehungswissenschaft

zwischen Staat und Markt" nicht im Programm vorgesehen ist, will ich in

meinen Schlußbemerkungen einige Überlegungen dazu vortragen.

4. Schlußbemerkungen: Erziehungswissenschaft zwischen Staat und Markt

Die Erziehungswissenschaft im Tertiärbereich des Bildungswesens konstituiert

in Lehre und Forschung eine eigene pädagogische Praxis in spezifischen Bezie¬

hungen zu Staat und Markt, die ich zunächst kurz ansprechen will.

In derpolitischen Dimension dieser Beziehungen garantiert das Grundgesetz

Hochschulautonomie (Artikel 5 Abs. 3 GG), die der Staat durch seine Hoch¬

schulpolitik konkretisiert. Er steuert die Arbeitsprozesse in den Hochschulen

unterschiedlich intensiv, z.B. die erziehungswissenschaftliche Lehre stärker als

die Forschung, die Ausbildung stärker als die Weiterbildung, die Lehre in der

Lehreraus- und -Weiterbildung stärker als die im Diplom- und Magisterstudien¬

gang. Ob der Staat diese Steuerungen optimiert hat, ist umstritten. In den

Diskussionen z.B. über Numerus clausus, private Hochschulen, Hochschulein-

gangsprüfungen, Studiendauer, Wissenschafts- und Technologietransfer kom¬

men die unterschiedlichen Vorstellungen zum Ausdruck. Da durch politische
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Entscheidungen die Rahmenbedingungen für die Qualität der erziehungswis¬
senschaftlichen Arbeit in den Hochschulen geschaffen werden, können die

hochschulpolitischen Auseinandersetzungen darüber für Erziehungswissen¬
schaftler nicht gleichgültig sein. Kümmern sich Erziehungswissenschaftler und

die DGfE als ihre wissenschaftliche Fachgesellschaft genügend um diese politi¬
schen Dimensionen ihrer Arbeit? Werden die Beziehungen zwischen Erzie¬

hungswissenschaft und Politik angemessen in der Lehre thematisiert, in der

Forschung berücksichtigt und in die hochschulpolitische Diskussion einge¬
bracht? Nach meinem Eindruck nicht - es besteht Handlungsbedarf.

Für die Beziehungen der Erziehungswissenschaft zum Markt und zu den

ökonomischen Implikationen ihrer Arbeit verweise ich darauf, daß die akade¬

mische Berufsausbildung in erziehungswissenschaftlichen Studiengängen
arbeitsmarktorientiert ist und sein muß. Denn die Absolventen erziehungswis¬
senschaftlicher Studiengänge wollen ihr Humankapital, das sie durch Bildungs¬
investitionen in Form ihres Studiums gebildet haben, durch ein Erwerbs¬

einkommen aus beruflicher Arbeit in pädagogischen Bereichen des Beschäfti¬

gungssystems wieder verflüssigen. Außerdem wollen sie ihre Bildungsbedürfnis¬
se in der Hochschule befriedigen. Beides kann von der erziehungswissenschaft¬
lichen Lehre nicht gesichert werden; aber wie kann sie zu beidem beitragen?
Werden in erziehungswissenschaftlicher Forschung und Lehre und/oder in der

Beratung z.B. die Entwicklungen auf den Arbeitsmärkten und die bildungsöko¬
nomischen Beziehungen zwischen Bildung und Markt genügend systematisch
und dauerhaft berücksichtigt?

Ich habe den Eindruck, daß für viele Erziehungswissenschaftler die Ökono¬

mie so weit außerhalb ihres professionellen Interesses liegt, daß sie keine

Beziehungen zu Ökonomie und Markt sehen. Dafür gibt es durchaus Gründe.

Aber die Einflüsse des Marktes auch auf die erziehungswissenschaftliche Arbeit

können nicht durch Ignoranz und Verdrängung „bewältigt" werden. Vielmehr

sollten Erziehungswissenschaftler und erziehungswissenschaftlich Ausgebildete

lernen, mit ökonomischen Sachverhalten und Rahmenbedingungen kritisch

und konstruktiv umzugehen. Sie können z.B. von der Ökonomie lernen, daß der

Nachweis von Produktivität ökonomischen Handelns Ressourcen erschließt.

Sie müssen zugleich aber begründet darauf hinweisen können, daß pädagogi¬
sche Effizienz sich unterscheidet von ökonomischer Produktivität, weil sie mit

Bezug aufpädagogische Ziele und nach erziehungswissenschaftlichen Kriterien

analysiert und bewertet werden muß. Wenn wir vermeiden wollen, daß die

Effizienz erziehungswissenschaftlicher und pädagogischer Arbeit von Wirt¬

schaftswissenschaftlern aus Beratungsunternehmungen nach ökonomischen

Zielen und Kriterien analysiert und bewertet werden, müssen wir uns selbst

mehr um den Nachweis effizienter erziehungswissenschaftlicher und pädagogi¬
scher Arbeit kümmern. Selbstevaluation ist besser als Fremdevaluation. Nach

meinem Eindruck besteht auch diesbezüglich Handlungsbedarf.
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Am Beispiel der akademischen Berufsausbildung in erziehungswissenschaft¬

lichen Studiengängen will ich abschließend umreißen, wie ich Bildung und

Erziehungswissenschaft zwischen Staat und Markt sehe.

Das Studium als akademische Berufsausbildung steht wie jede Berufsausbil¬

dung in der Spannung von pädagogischen Zielen im Kontext von Kultur und

Bildung und von ökonomischen Zielen im Kontext von Wirtschaft und Beruf,

von Bildungssystem und Beschäftigungssystem, von Hochschule und außer-

hochschulischen Institutionen als Lernorten sowie von Lernen und Arbeiten in

der Lernorganisation. In diesen Spannungen sind die Anforderungen von Ar¬

beitsplätzen im Beschäftigungssystem und die Arbeitsmärkte der eine Bezugs¬

punkt für die erziehungswissenschaftliche Ausbildung, um die Zieldimension

berufliche Tüchtigkeit (Brauchbarkeit) zu erreichen. Bildung im Sinne von

menschlicher Vollkommenheit ist der andere Bezugspunkt. Berufliche Tüchtig¬

keit ist eine Voraussetzung für Bildung, diese geht aber über jene hinaus. Auch

für erziehungswissenschaftliche Studiengänge muß also die Frage beantwortet

werden, was diese akademische Berufsausbildung mit Bildung zu tun hat, und

es muß konkretisiert werden, wie beide Zieldimensionen im Studium erreicht

werden können.

Nach meiner Einschätzung führt der ökonomische Druck durch mehr Markt

auch in der akademischen Berufsausbildung tendenziell zur Zielverlagerung

zugunsten beruflicher Tüchtigkeit und zu Lasten von Bildung. Deshalb bin ich

gegenüber dieser Entwicklung aus erziehungswissenschaftlicher Sicht skeptisch.

Ich befürchte, daß der ökonomische Druck durch den Markt auf die Gesell¬

schaft und auf das Bildungssystem zunehmen wird mit noch weiter reichenden

Folgen. Die durch die neuen Informations- und Kommunikationstechniken und

durch die Freihandelspolitik ermöglichte und gewollte Globalisierung und In¬

ternationalisierung der Märkte wird die Verteilungskrisen bei den Einkommen

und bei der Arbeit verschärfen. In der internationalen Konkurrenz z.B. auf den

Arbeitsmärkten wird durch die Entwicklung der Weltbevölkerung „Arbeit ...

billig wie Dreck", und das kann zum „Wohlstand für niemand" (vgl. Afheldt

1994) - oder für nur wenige - führen. In solchen Entwicklungen in der Umwelt

sehe ich Bedrohungen für unsere personalen Entwicklungsmöglichkeiten und

die Gefahr, daß unsere Freiheit „von der Geldseite her ausgehebelt" wird (siehe

1.2). Bewegungen gegen solche Entwicklungen scheinen mir nur möglich, wenn

die Politik die Ökonomie steuert und nicht umgekehrt. Für Weltmärkte bedürf¬

te es dazu einer Weltregierung.
Aber gehen die Beziehungen zwischen Politik und Ökonomie die Erzie¬

hungswissenschaft überhaupt etwas an? Können wir mit erziehungswissen¬

schaftlicher Begründung für mehr Staat oder für mehr Markt oder zur Lösung

des Optimierungsproblems beider Steuerungssysteme etwas beitragen? Ich bin

skeptisch hinsichtlich der Wirkungen, aber nicht hoffnungslos hinsichtlich der

Möglichkeiten zu argumentieren, aus zwei Überlegungen.
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Zum einen verfügt die Erziehungswissenschaft seit ihrer Entstehung in der

Aufklärung über die bildungstheoretische Grundlage, die gesellschaftliche Kri¬

tik an der Erziehung nicht nur innerpädagogisch zu bearbeiten, sondern dar¬

über hinaus ihrerseits die Gesellschaft zu kritisieren (vgl. Weniger 1936/1964).
Wenn der Staat Bildungspolitik betreibt, um sich selbst zu erhalten, und wenn

seine Wirtschaftspolitik auf Wirtschaftswachstum und Produktivität gerichtet

ist, dann kann die Erziehungswissenschaft mit Bezug auf die Zielkategorie

Bildung dagegen bildungstheoretisch geltend machen, daß damit Ziel und Mit¬

tel vertauscht werden: Das pädagogische Ziel Bildung wird zum Mittel für die

Bestandserhaltung des Staates und für ökonomische Produktivität.Von hier aus

kann auch zu den Beziehungen zwischen Politik und Ökonomie Stellung bezo¬

gen und ein Gesichtspunkt zur Optimierung der Steuerungsleistungen von

Staat und Markt gewonnen werden: Der auf die Wohlfahrt der Gesellschaft

gerichteten Politik des Staates - also auch der Bildungspolitik - gebührt Vor¬

rang vor der auf Wirtschaftswachstum und Produktivität gerichteten Wirt¬

schaftspolitik. Wenn die Wirtschaftspolitik die Wohlfahrt im Staat z.B. die Errei¬

chung von pädagogischen Zielen - nicht mehr sichern kann, dann dürfen nicht

die Wohlfahrtsziele aufgegeben, sondern dann sollte nach einer neuen Wirt¬

schaftspolitik gesucht werden. Außerdem kann auch etwas kurzfristig ökono¬

misch Unproduktives für die Gesellschaft langfristig nützlich und für die Errei¬

chung von Wohlfahrtszielen zweckmäßig sein.

Zum zweiten müßte die Erziehungswissenschaft mit Bezug auf die Zielkate¬

gorie Bildung die Wirkungen politischer und ökonomischer Rahmenbedingun¬

gen auf personale Entwicklungsprozesse und auf pädagogisches Handeln ana¬

lysieren und bewerten. Sie müßte auf dieser Basis prüfen, durch welche staatli¬

chen Maßnahmen und durch welche Einflüsse des Marktes pädagogisch
wünschbare Entwicklungen beeinträchtigt werden und die Befunde ihrer Un¬

tersuchungen in die Politik und Ökonomie zurückmelden und Änderungen
vorschlagen.
Wenn die Erziehungswissenschaft sich als praxisbezogene Disziplin, als „en¬

gagierte Reflexion" versteht (vgl. Flitner 1966, S. 18), dann sollte sie vor diesem

Hintergrund konkret bei den politischen und ökonomischen Rahmenbedingun¬

gen für alle Bereiche pädagogischen Handelns ansetzen, insbesondere bei den

Praxisfeldern ihrer Absolventen. Deshalb betrifft die Kongreßthematik nicht

nur die Forschung der Erziehungswissenschaft, sondern auch deren Lehre, und

deshalb sind auch politische Stellungnahmen zu grundsätzlich allen pädagogi¬
schen Praxisbereichen gefordert. Im Vergleich zu den politischen Stellungnah¬
men anderer gesellschaftlichen Gruppen und zu den Vorstellungen beim Staat

sollten sie nicht politisch oder ökonomisch, sondern erziehungswissenschaftlich

begründet sein, d.h. erziehungstheoretisch und empirisch fundiert. Es wird zu

den zukünftigen Aufgaben der Erziehungswissenschaft gehören, sich auch in

dieser Richtung weiterzuentwickeln.
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